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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Forderung nach messbaren und 
verbindlichen Verpflichtungen zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und 
Steuerumgehung in der EU
(2013/2963(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 6. Dezember 2012 „Aktionsplan 
zur Verstärkung der Bekämpfung von Steuerbetrug und Steuerhinterziehung“ 
(COM(2012)0722),

– unter Hinweis auf die Empfehlung der Kommission vom 6. Dezember 2012 betreffend 
aggressive Steuerplanung1,

– unter Hinweis auf die Empfehlung der Kommission vom 6. Dezember 2012 für 
Maßnahmen, durch die Drittländer zur Anwendung von Mindeststandards für 
verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich veranlasst werden sollen2,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 27. Juni 2012 über konkrete 
Maßnahmen, auch in Bezug auf Drittländer, zur Verstärkung der Bekämpfung von 
Steuerbetrug und Steuerhinterziehung (COM(2012)0351),

– gestützt auf seine Entschließung vom 21. Mai 2013 zur Bekämpfung von Steuerbetrug, 
Steuerflucht und Steueroasen3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 19. April 2012 zur Forderung nach konkreten 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuerbetrug und Steuerhinterziehung4,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates Wirtschaft und Finanzen und den 
Bericht dieses Rates an den Europäischen Rat vom 22. Juni 2012 zu Steuerfragen,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates Wirtschaft und Finanzen vom 
14. Mai 2013 zu Steuerhinterziehung und Steuerbetrug,

– unter Hinweis auf die Erklärung, die im Anschluss an den Gipfel von Sankt Petersburg am 
5. und 6. September 2013 von den Staats- und Regierungschefs der G20 abgegeben 
wurde, 

– unter Hinweis auf das Kommuniqué, das im Anschluss an das Treffen der Finanzminister 
und Zentralbankpräsidenten in Moskau am 15. und 16. Februar 2013 abgegeben wurde,

– unter Hinweis auf den Bericht der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

1 ABl. L 338 vom 12.12.2012, S. 41.
2 ABl. L 338 vom 12.12.2012, S. 37.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0205.
4 ABl. C 258 E vom 7.9.2013, S. 53.
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Entwicklung „Addressing Base Erosion and Profit Shifting“ (Erosion der 
Bemessungsgrundlage und Gewinnverlagerung) von 2013,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass in der EU pro Jahr schätzungsweise 1 Billion Euro durch 
Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und Steuerumgehung verloren geht, ohne dass konkret 
etwas dagegen unternommen wird;

B. in der Erwägung, dass Steuerbetrug und Steuerhinterziehung rechtswidrige Handlungen 
sind, weil es sich um eine Entziehung vor der Steuerpflicht handelt, während es sich bei 
Steuerumgehung um eine legale Ausnutzung des Steuersystems zur Verringerung oder 
Vermeidung fälliger Steuern handelt, die in einigen Fällen eine aggressive Steuerplanung 
nach sich zieht, bei der formale Details eines Steuersystems oder Unstimmigkeiten 
zwischen zwei oder mehr Steuersystemen zur Senkung der Steuerschuld ausgenutzt 
werden;

C. in der Erwägung, dass Steuerumgehung nur durch eine Harmonisierung der 
Bemessungsgrundlage zwischen den Mitgliedstaaten verhindert werden kann;

D. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten durch dieses mögliche Mehr an Einnahmen 
besser in der Lage wären, ihre Haushalte auszugleichen und Mittel zur Förderung 
öffentlicher Investitionen sowie von Wachstum und Beschäftigung – entscheidenden 
sozioökonomischen Faktoren einer tragfähigen Strategie der EU zur Überwindung der 
Krise – bereitzustellen;

E. in der Erwägung, dass aufgrund der Größenordnung von Steuerhinterziehung und 
Steuerumgehung das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Gerechtigkeit und 
Legitimität der Behörden und der Steuersysteme untergraben wird;

F. in der Erwägung, dass einseitige nationale Maßnahmen sich bereits in vielen Fällen als 
unwirksam und unzureichend erwiesen und gezeigt haben, dass ein koordinierter, 
mehrgleisiger Ansatz gefordert ist, der auf konkreten Strategien und greifbaren Zielen 
beruht, die auf einzelstaatlicher Ebene, auf EU-Ebene und auf internationaler Ebene 
festgelegt werden müssen;

G. in der Erwägung, dass zur Konsolidierung der Haushalte Maßnahmen sowohl auf der 
Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte notwendig sind; in 
der Erwägung, dass ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Bemessungsgrundlagen 
und den Steuersätzen die Voraussetzung für Finanzstabilität und Wettbewerbsfähigkeit 
sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene ist;

1. begrüßt den Umstand, dass die Kommission und der Rat bereit sind, die Frage der 
Steuerlücke in Europa, unter anderem durch eine zielgerichtete Verstärkung der 
Maßnahmen gegen Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung, 
anzugehen;

2. begrüßt die aktuellen Vorschläge der Kommission, wonach der automatische Austausch 
von Informationen ausgedehnt, gegen Mehrwertsteuerbetrug vorgegangen und die Mutter-
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Tochter-Richtlinie überarbeitet werden soll, da diese Vorschläge darauf ausgerichtet sind, 
der Steuerumgehung in Europa einen Riegel vorzuschieben, indem bestehende 
Schlupflöcher geschlossen werden, die von einigen Unternehmen ausgenutzt werden, um 
sich der Pflicht, ihren gerechten Anteil an Steuern zu leisten, zu entziehen;

3. weist darauf hin, dass es die Mitgliedstaaten dringend aufgefordert hat, die ehrgeizige, 
aber realistische Verpflichtung zu übernehmen, die Steuerlücke bis 2020 mindestens zu 
halbieren;

4. weist nachdrücklich darauf hin, dass durch verbindliche Zielvorgaben und ein echtes 
Engagement für die Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Steuerumgehung sowie 
durch Schließung der Steuerlücke in Zeiten der Überwindung der Krise das dringend 
benötigte Mehr an Steuereinnahmen erzielt werden kann, weil ausstehende Steuern 
eingeholt werden;

5. fordert die Kommission auf, eine Studie in Auftrag zu geben, die mögliche Anhaltspunkte 
liefert, die als Grundlage für die Bekämpfung von Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und 
Steuerumgehung herangezogen werden können, und gegebenenfalls standardisierte 
Indikatoren zur Messung von Steuerhinterziehung und Steuerumgehung aufzustellen;

6. fordert die Kommission auf, konkrete Zielsetzungen zur Senkung der Steuerlücke auf 
europäischer und einzelstaatlicher Ebene aufzustellen, wobei das übergeordnete Ziel darin 
besteht, die Steuerlücke bis 2020 zu verringern;

7. ist der Ansicht, dass diese Zielsetzungen gegebenenfalls in die Strategie Europa 2020 
aufgenommen werden sollten, und fordert die Kommission auf, zu untersuchen, ob sie 
auch im Rahmen des Europäischen Semesters eine bestimmte Rolle spielen könnten;

8. fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, auch der Frage nachzugehen, ob 
die nationalen Reformprogramme und die Stabilitäts- und Konvergenzprogramme um 
diese Zielsetzungen und Maßnahmen erweitert werden könnten, damit die notwendige 
Verringerung der Steuerlücke erreicht wird;

9. hebt hervor, dass die Koordinierung dringend verbessert werden muss und dass dem vom 
Rat zugesicherten Engagement für die Bekämpfung von Steuerhinterziehung und 
Steuerumgehung durch ein gemeinsames Engagement für die Verringerung der 
Steuerlücke Substanz verliehen würde;

10. fordert die Kommission auf, dem Europäischen Parlament und dem Rat alljährlich Bericht 
über die Fortschritte zu erstatten, die auf EU-Ebene und auf internationaler Ebene bei der 
Bekämpfung von Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung zu 
verzeichnen sind, und konkrete Beispiele für bewährte Verfahren in diesem Bereich auf 
ihrer Website zu veröffentlichen; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu übermitteln.


